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	Chancen für Osteuropa: Demokratie und Marktwirtschaft prosperieren in einem sicheren Umfeld besser als bei innen- und außenpolitischen Spannungen. Von Ansgar Belke und Rainer Schweickert
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	Über viele Jahrzehnte hinweg wurden Unterschiede im Wirtschaftswachstum auf Fortschritte in Technik und Produktion zurückgeführt. Erst seit der Arbeit der späteren Nobelpreisträger Douglas North und Robert Thomas im Jahr 1973 wuchs die Erkenntnis, dass Institutionen das Wirtschaftswachstum ebenfalls stark beeinflussen. Inzwischen belegt eine Vielzahl von Untersuchungen auch von Organisationen wie dem Internationalen Währungsfonds, der Weltbank und der OECD diesen Zusammenhang. 

	Gute Institutionen ermöglichen die direkte Umsetzung wirtschaftspolitischer Entscheidungen, etwa durch Unabhängigkeit von Zentralbanken. Der empirische Zusammenhang zwischen guten Institutionen und wirtschaftlicher Entwicklung ist somit unbestritten. 

	Gerade die Perspektive eines EU-Beitritts hat zu einem massiven Transfer „guter Institutionen” nach Osteuropa geführt und dort politische und wirtschaftliche Reformen wirkungsvoll vorangebracht – auch diese These gilt als allgemein gesichert. Der große Anreiz der Beitrittsperspektive, die den mittel- und osteuropäischen Ländern dabei half, die Kopenhagen-Kriterien der Europäischen Union umzusetzen, trifft mittlerweile nur noch auf die Balkanländer zu. 

	Derzeit wird diskutiert, wie die Konvergenz politischer und wirtschaftlicher Institutionen in den Nachbarländern der EU hin zu westeuropäischen Standards durch Anreize von außen beschleunigt werden kann. Die Debatte konzentriert sich aber immer noch nahezu ausschließlich auf die EU und ihre Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP). Aufgrund einer fehlenden Beitrittsperspektive wird dabei vor allem die schwache Wirkung der Angebote zur wirtschaftlichen Integration kritisch gesehen. In den Ländern, die zunächst außen vor bleiben, insbesondere die Ukraine, hat die Reformdynamik deutlich abgenommen. Die innenpolitischen Turbulenzen sind dagegen stärker geworden. 

	Der Einfluss einer Aussicht auf die Mitgliedschaft im Nordatlantischen Bündnis Nato wird dagegen vielfach unterschätzt. Dabei kann die Aussicht auf eine Nato-Mitgliedschaft den Reformen in Richtung Demokratie, Rechtsstaat und Marktwirtschaft in vielen Ländern zusätzliche Schubkraft verleihen. Der Grund liegt darin, dass die Nato zusätzlich etwas bieten kann, was bei der EU nicht zu haben ist: regionale und internationale Sicherheit. 

	Dieser Anreiz wirkt in doppelter Weise. Demokratie und Marktwirtschaft prosperieren in einem sicheren Umfeld deutlich besser als bei innen- und außenpolitischen Spannungen. Außerdem hat die Nato ein abgestuftes Integrationsverfahren bis hin zur Mitgliedschaft aufgebaut, mit dem demokratische und marktwirtschaftliche Strukturen eingefordert werden. Der sogenannte Membership Action Plan (MAP), bei dem die Fortschritte der Beitrittskandidaten jährlich überprüft werden, geht mit seinen Forderungen über den engen Militär-, Sicherheits- und Rüstungsbereich hinaus. Selbst dort, wo Budgetkontrolle und eine marktwirtschaftliche Ordnungspolitik für diese Sektoren verlangt wird, ist davon auszugehen, dass die entsprechende Umsetzung auch Wirkungen auf andere Bereiche von Staat und Wirtschaft hat. 

	Dass diese Effekte nicht nur theoretischer Natur sind, zeigt eine systematische Auswertung des Transformationsprozesses in 25 Nachfolgestaaten der Sowjetunion und Jugoslawiens. Gemessen wird dabei der institutionelle Wandel mit dem umfassenden Konzept der Weltbank, das neben Demokratie und politischer Stabilität auch die Verlässlichkeit der Verwaltung und staatlicher Reformpolitik sowie Rechtsstaatlichkeit und Korruptionsbekämpfung einschließt. 

	Es zeigt sich, dass tatsächlich die Beitrittsanreize, die durch EU und Nato bewirkt werden, für die institutionelle Dynamik und damit auch die wirtschaftliche Entwicklung sehr bedeutsam sind. Darüber hinaus lässt sich die durch kulturelle Normen hervorgerufene Abhängigkeit durch ökonomische Liberalisierung überwinden. Finanzielle Unterstützung des Auslands scheint die institutionelle Entwicklung eher zu behindern. 

	Betrachtet man die Entwicklung von Marktwirtschaft und Demokratie in den einzelnen Ländern, so wird der positive Effekt eines erwarteten Nato-Beitritts besonders bei den Ländern deutlich, die, im Vergleich zu ihren unmittelbaren Nachbarländern, als späte Reformer gelten. Während Kroatien schon relativ früh angefangen hat, seine Institutionen zu verbessern, markiert der Eintritt in den Nato-Beitrittsprozess für Länder wie Mazedonien und Albanien eine deutliche Trendumkehr hin zu einer besseren Qualität der Institutionen. Gleiches, wenn auch in abgeschwächter Form, gilt für Litauen und Lettland sowie für die Slowakei. Hier ist nach Eintritt in das MAP ein deutlicher Sprung in der institutionellen Qualität zu verzeichnen. Die empirischen Ergebnisse untermauern, dass dies auch gilt, wenn man sonstige Umstände berücksichtigt, unter denen die Veränderungen stattgefunden haben. 

	Für die politische Entwicklung an den Rändern Europas – so etwa in der Ukraine und in Georgien – sind diese Befunde alles andere als trivial. Im Gegensatz zur EU hat die Nato diesen Ländern eine Beitrittsperspektive eingeräumt und kann somit Anreize für politische und ökonomische Reformen anbieten. Bei der angespannten sicherheitspolitischen Lage in der Region gewinnen diese Anreize zunehmend an Bedeutung. 

	Für die Erweiterung der Nato bedeutet dies, dass neben rein strategischen Überlegungen auch die Forderungen nach mehr Demokratie und Marktwirtschaft ernst genommen und offensiv vertreten werden sollten. Auf Basis der empirischen Ergebnisse konnte in einem von der Fritz-Thyssen-Stiftung finanzierten Forschungsprojekt für die Ukraine gezeigt werden, dass das Potential der Nato sogar noch weitgehend unausgeschöpft ist. Dennoch: Neben der EU-Mitgliedschaft stand auch die Nato-Mitgliedschaft auf der Agenda der Parteien der „Orangenen Revolution”. Ein weiterer Schub für Demokratie und Marktwirtschaft ist wohl nur von der Einleitung des Beitrittsprozesses zu erwarten. 
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Ansgar Belke (oben) ist Professor für Makroökonomik der Universität Duisburg-Essen und am DIW Berlin. Rainer Schweickert ist promovierter wissenschaftlicher Mitarbeiter am IfW in Kiel und Mitglied der Beyond Europe Research Group (BERG). Fotos: oh 
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